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BETREFF  Rundschreiben zum Datenschutz in den gemeinsamen Einrichtungen (Jobcenter) 
 

ANLAGEN  -1- Online-Meldung 

-2- Auskunft nach Artikel 15 DSGVO 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie und Ihre Mitarbeiter verarbeiten im Rahmen Ihrer gesetzlichen Aufgaben nach dem So-

zialgesetzbuch eine Vielzahl, teils besonders sensibler Sozialdaten. Hinzu kommt die Ver-

arbeitung von personenbezogenen Daten Ihrer Mitarbeiter. Daraus resultiert eine sehr 

große Verantwortung. Die gesetzlichen Regelungen wurden mit Einführung der Daten-

schutz-Grundverordnung (DSGVO) umfassend reformiert, was auch für die Jobcenter und 

besonders die Geschäftsführungen vor neue Herausforderungen stellt.    

Ich habe mich daher dazu entschieden, auf diesem Wege Ihnen und Ihren behördlichen 

Datenschutzbeauftragten (bDSB) künftig regelmäßig aktuelle Entscheidungen und Ent-

wicklungen zum Datenschutz zukommen zu lassen, um Ihnen die Information zu erleich-

tern. Ich möchte Sie bitten, die mitgeteilten Sach- und Rechtslagen zu beachten und die 

Umsetzung in Ihrem Haus sicherzustellen. Diese werden auch Grundlage meiner Kontroll-

tätigkeit und Beschwerdebearbeitung sein. 

Selbstverständlich stehen Ihnen meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Problemen 

oder für Rückfragen beratend zur Verfügung (E-Mail: referat15@bfdi.bund.de ). Für den Be-

reich der Jobcenter habe ich hierfür eine gesonderte Sammelrufnummer unter der 0228-

997799-1555 geschaltet.  
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Bitte geben Sie das vorstehende Geschäftszeichen 

bei allen Antwortschreiben unbedingt an. 

   

An die Geschäftsführungen der Jobcenter 
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In diesem ersten Schreiben möchte ich auf folgende Themen eingehen: 

1. Online-Meldung des bDSB 

Für alle Jobcenter besteht die Pflicht zur Meldung des bestellten bDSB an die Auf-

sichtsbehörde (Art. 37 Abs. 7 DSGVO). Zu diesem Zweck habe ich ein Online-Melde-

portal auf meiner Internetseite geschaltet. Hierzu war bereits im vergangenen Jahr 

eine Aufforderung zur Meldung an alle Jobcenter ergangen. Leider ist diese noch 

immer nicht von allen Jobcentern vorgenommen worden; sehr viele Jobcenter ha-

ben nur unvollständig oder fehlerhaft gemeldet. 

Die Meldung des bDSB hat durch den Verantwortlichen zu erfolgen. Das sind Sie als 

Geschäftsführung, Ihre Vertretung oder das Büro der Geschäftsführung. Ziel des 

Online-Portals ist, dass Sie sich nur einmal anmelden und die erforderlichen Daten 

eintragen. Hierbei vergeben Sie ein Passwort und einen Log-In-Namen.  

Wird ein neuer bDSB benannt, sollen Sie sich mit Ihren Log-In-Daten erneut anmel-

den und die Änderung in den Daten vornehmen. Es soll kein neuer Datensatz er-

stellt werden.  

Die Korrektur oder Aktualisierung der Meldungen funktioniert in der Regel nur, 

wenn die Log-In-Daten bei der Geschäftsführung oder im Büro der Geschäftsfüh-

rung hinterlegt sind. Hat der bDSB die Meldung selbst vorgenommen und findet ein 

Wechsel statt, sind häufig auch die Log-In-Daten nicht mehr vorhanden. 

Ich möchte Sie daher bitten, Ihre Online-Meldung zu überprüfen, diese nur selbst 

durchzuführen oder durch das Büro der Geschäftsführung durchführen zu lassen, 

die Log-In-Daten zu hinterlegen und die Online-Meldung immer aktuell zu halten. 

Des Weiteren möchte ich Sie darum bitten, alle Felder der Online-Meldung (mög-

lichst auch die Nicht-Pflicht-Felder) zu befüllen und aktuell zu halten. Insbesondere 

die E-Mail-Adressen der Geschäftsführung und des bDSB werden von mir benötigt, 

um Sie in Zukunft auch auf diesem Wege informieren zu können. Zum besseren Ver-

ständnis habe ich in der Anlage 1 eine Ausfüllhilfe für die Online-Meldung beigefügt.     

2. Auskunft nach Art. 15 DSGVO 

Das Recht auf Auskunft ist einer der zentralen Ansprüche der betroffenen Personen. 

Nur wer weiß, welche Daten durch den Verantwortlichen verarbeitet werden, kann 
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seine Datenschutzrechte wahrnehmen. Daher gewährt die DSGVO den betroffenen 

Personen einen umfassenden Auskunftsanspruch. 

Dies führt bei den Verantwortlichen, die eine große Menge an personenbezogenen 

Daten verarbeiten, zu einem erheblichen Aufwand. In der Anlage 2 habe ich Ihnen 

eine umfassende Arbeitshilfe zum Auskunftsrecht nach Art. 15 DSGVO beigefügt. 

Ich möchte Sie bitten, alle noch bestehenden und künftigen Auskunftsansprüche 

anhand dieser Arbeitshilfe zu bearbeiten.  

Sind betroffene Personen der Ansicht, dass ein Auskunftsanspruch nicht, nicht aus-

reichend oder nicht rechtzeitig durch das Jobcenter erteilt wurde, können sie sich 

an mich wenden. Bei künftigen Beschwerden werde ich die in der Arbeitshilfe dar-

gestellten Maßstäbe ansetzen.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

Ulrich Kelber 

 
 

 


